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SOGEKO stimmt Ergänzungsleistungen für Familien zu 

 

Solothurn, 29. Januar 2009 – Die kantonsrätliche Sozial- und Gesund-

heitskommission (SOGEKO) stimmt mit einer geringfügigen Abwei-

chung der Änderung des Sozialgesetzes zu. Gesuche für Familiener-

gänzungsleistungen sollen nämlich nicht bei der Ausgleichskasse, 

sondern bei den AHV-Zweigstellen eingereicht werden. 

 

Die SOGEKO hat die Beratung der Änderung des Sozialgesetzes zur Einfüh-

rung von Ergänzungsleistungen für Familien abgeschlossen. Sie stimmte ei-

nem Antrag der Fraktion SP zu, wonach die Gesuche bei den AHV-

Zweigstellen und nicht, wie im Gesetzesentwurf vorgeschlagen, direkt bei den 

Ausgleichskassen eingereicht werden sollen. Oft sind Hilfestellungen von 

Fachpersonen beim Ausfüllen von amtlichen Formularen nötig und mit dieser 

Anpassung kann einem erhöhten Schriftenverkehr entgegengewirkt werden.  

 

Abgelehnt hat die Kommission hingegen den Antrag der Fraktion SP, die 

Grenze für die Anspruchsberechtigung bis zum Alter des jüngsten Kindes von 

sechs auf 16 Jahre zu erhöhen, weil damit zu hohe finanziellen Folgen ver-

bunden wären. Mit der gleichen Begründung entschied die Kommission ge-

gen den Antrag der Fraktion CVP/EVP, dass nachgewiesene Kosten für Be-

treuung auch dann geltend gemacht werden können, wenn die Kinder-

betreuung nicht extern erfolgt.    
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Abgelehnt wurde der Antrag der FdP das Gesetz auf fünf anstatt auf acht 

Jahre zu befristen. Die FdP wollte damit eine bessere Kontrolle über die fi-

nanziellen Folgen erreichen. Vorbehältlich der Behandlung in der Finanz-

kommission, wird der Kantonsrat das Geschäft voraussichtlich in der März-

Session behandeln. 

 

Information über die Umsetzung des Rauchverbots 

Im weiteren liess sich die Kommission durch das Gesundheitsamt über die Er-

fahrungen bei der Einführung des Rauchverbots in Restaurants und öffentli-

chen Räumen informieren. Sie sprach sich klar für eine konsequente Umset-

zung aus. Damit soll dem Volkswillen entsprochen und vermieden werden, 

dass es zu Wettbewerbsverzerrungen kommt. 
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